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So ist die Abstimmung über die Pau
schalsteuer sozusagen die Fortsetzung 
der Abzockerinitiative des heutigen 
Schaffhauser Ständerats Thomas Minder, 
die in seinem Heimatkanton mit 76 Pro
zent Ja-Stimmen unterstützt wurde. Bei 
der Abzockerinitiative ging es um Lohn
gerechtigkeit, bei der Pauschalsteuer um 
Steuergerechtigkeit «Auf der Gefühls
ebene sprechen beide Initiativen das Glei
che an: Die da oben, die schon so viel ha
ben, sollen nicht noch mehr profitieren», 
sagt Hans-Jürg Fehr. Auch Claudio Kuster, 
Minders Mitstreiter, sieht Parallelen. 
Beide Initiativen seien im linken Schaff
hausen auf fruchtbaren Boden gefallen. 
Bei der Pauschalsteuer sei es aber anders 
als bei der Abzockerinitiative nur um Aus
länder gegangen und das habe ihr Stim
men gebracht. 

«Eigentlich würde man erwarten, dass 
Schaffhausen offen ist gegenüber dem 
Ausland», sagt Hans-Jürg Fehr. So eng sei 
der Kanton mit Deutschland vernetzt, 
dass sie sogar das Abwasser gemeinsam 
abführen. Aber das Gegenteil sei der Fall. 
Er hat nur eine Erldärung dafür. Während 
des Zweiten Weltkriegs erlebten, die 
Schaffhauser die Bedrohung, die von 
Deutschland ausging, am unmittelbarsten 
- und wussten, dass sie bei einem Angriff 
nicht verteidigt worden wären. «Dieses 
Trauma wirkt wohl heute noch nach.» 
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I<antone sollen 
auf der Spur bleiben ·nuw) 

Die Bildungskommission 
des Nationalrats will im 
-Sprachenstreit eingreifen 
und Druck auf die Kantone 
machen. 

Die Bildungskommission des National
rats (WBK) sorgt sich wegen des Spra
chenstreits derart um den nationalen 
Zusammenhalt, dass sie das Gesetz än
dern möchte. Sie hat gestern mit 13 zu 
8 Stimmen bei einer Enthaltung eine 
Kommissionsinitiative beschlossen. 
Diese will das Sprachengesetz ergän
zen: Jedes Kind soll spätestens ab der 
fünften Klasse eine zweite Landesspra
che lernen müssen. Kantone, die vom 
Sprachenkompromiss der kantonalen 
Erziehungsdirektoren (EDK) abwei
chen, würden so künftig gegen das 
Sprachengesetz verstossen. 

Gernäss dem EDK-Kompromiss muss 
die erste Fremdsprache spätestens ab 
der dritten Klasse, die zweite ab der 
fünften Klasse unterrichtet werden. 
Weil zurzeit in mehreren Kantonen Be
mühungen laufen, die zweite Fremd
sprache aus der Primarschule zu ver
bannen, ist dieser Kompromiss in Ge
fahr. Etwa im Thurgau entschied das 
Parlament, in der Primarschule nur 
noch Englisch zu unterrichten. 

lL;mdessprachen zuerst 
Mit einer zweiten Initiative will ein Teil 
der WBK (7 zu 4 Stimmen bei 11 Enthal
tungen) noch weiter gehen und die 
Kantone dazu zwingen, als erste 
Fremdsprache eine Landessprache zu 
unterrichten. Als Folge müssten 14 Kan
tone, darunter Zürich, ihren Unter-

z. { 2_ . .-<'1 
richt umstellen. Ein Ordnungsantrag 
von SVP-Nationalrätin Verena Herzog 
(TG), zuerst die Harmonisierungsbi" 

· lanz der EDK im Sommer 2015 abzu
warten und juristisch abzuklären, ob 
es mit der Verfassung vereinbar ist, 
wenn sich· das Parlament in die Bil
dungshoheit der Kantone einmischt, 
scheiterte mit 11 zu 12 Stimmen. . 

Die WBK sehe die erste Initiative als · 
Unterstützung für die EDK, nicht als 
Einmischung, sagt Kommissionspräsi
dent Mattbias Aebischer (SP, BE). Man 
wolle verhindern, dass einzelne Kan
tone aus dem Sprachenkompromiss 
ausscherten. Zur zweiten, weiter ge
henden Kommissionsinitiative äussert 
er sich nicht. 

Harsche Realrtim11.en 
EDK-Präsident Christoph Eymann ist 
wenig begeistert über diese Unterstüt
zung: Der Zeitpunkt und das Vorgehen 
der WBK seien falsch, sagt er auf An
frage des «Bund». Im nächsten Sommer 
werde die EDK Bilanz ziehen, ob die 
Harmonisierung der kantonalen Schul
systeme gelungen sei. Bis dann sei auch 
der Sprachenunterricht «ein Geschäft 
der Kantone und nicht des Bundes». 
Christian Amsler, Präsident der 
Deutschschweizer EDK, reagierte auf· 
seinem Blag: «Ich hatte gehofft, dass 
der Bund und damit die Damen und 
Herren Nationalräte die gebotene Sub-

. sidiarität walten lassen und darauf ver
zichten, bundesrechtliche Vorkehrun
gen zu treffen, bevor die erstmalige Bi
lanz über die Harmonisierung vor
liegt.» 

Nun ist die WBK des Ständerates am 
Zug. Die Standesvertreter sind aller

. dings traditionell sehr zurückhaltend, 
wenn es um einen Eingriff in die Hoheit 
der Kantone geht. . -


